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Executive Summary 

Dieses Papier schätzt die Finanzbedarfe der Bundeswehr nach dem NATO Defence Plan-
ning Process (NDPP) 2025. Es sind Investitionen in Höhe von 470 Milliarden Euro nötig, er-
gänzt durch Betriebskosten. Unsicherheiten in der transatlantischen Bündnistreue und hö-
here NATO-Anforderungen in Höhe von etwa 230 Milliarden Euro machen einen signifikan-
ten Anstieg der Verteidigungsausgaben erforderlich. Deutschland müsste 2,6–2,7 Prozent 
des BIPs für Verteidigung ausgeben, um diese Anforderungen zu erfüllen. 
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1. Einleitung 

Unser Beitrag soll die bisherigen Analysen um 
die Verteidigungsfinanzierung vertiefen und 
mit einer belastbaren Zahlenbasis anreichern. 
Klar definierte Annahmen tragen dazu bei, die 
Finanzplanung und strategische Ausrichtung 
der Verteidigungspolitik effektiv zu unterstüt-
zen. 

Zusätzlich zum in der Studie des Dezernat Zu-
kunft (2024) festgestellten Bedarf ergibt sich 
ein Mehrbedarf, da die nationale Ausplanung 
im NATO Defence Planning Process zusätzliche 
Fähigkeiten für die gesamte Allianz identifiziert 
hat, die über die bisherige Planung hinausge-
hen. Die Details dieser nationalen Ausplanung 
sind nicht komplett und nur vergleichsweise 
ungenau öffentlich. Daher ist das Ergebnis der 
folgenden Berechnung ungenauer als die Er-
gebnisse der Studie vom September. Nichts-
destotrotz haben wir, auch durch den Aus-
tausch mit involvierten Personen, ein hohes 
Vertrauen in die ermittelte Gesamtzahl. 

Darüber hinaus haben sich mit den wachsen-
den Zweifeln an der Bündnistreue der USA zur 
NATO vermehrt Stimmen in Europa für mehr 
militärische Autonomie starkgemacht. Sollte 
Europa die NATO mehr „europäisieren“ bzw. 
beginnen, US-Beiträge zu ersetzen, kämen 
diese noch hinzu. Wir haben dabei angenom-
men, dass Deutschland – wie in der NATO – ei-
nen Beitrag gemäß seines Anteils am BIP der 
NATO-Europäer erbringen würde. Bekannt ist 
ungefähr, was die USA an Kampftruppen für ei-
nen Krieg in Europa eingeplant haben, weniger 
bekannt welche „Enabler“-Fähigkeiten, von Auf-
klärung bis Luftbetankung. Wir haben als Ersatz 
für Letztere derzeit in Europa stationierte Sys-
teme genutzt, die oft in diese Kategorie fallen. 
Trotzdem ist die Unsicherheit dieser Zahlen 
größer als die der vorhergenannten. 
 

 

https://dezernatzukunft.org/was-kostet-eine-sichere-lebenswerte-und-nachhaltige-zukunft/
https://dezernatzukunft.org/was-kostet-eine-sichere-lebenswerte-und-nachhaltige-zukunft/
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2. Wie hoch sind die Finanzbedarfe für die Bundeswehr?

In Preisen von 2025 ergibt sich ein Gesamtin-
vestitionsbedarf für die Bundeswehr von ca. 
430 Milliarden Euro. Ungefähr 38 Prozent die-
ses Bedarfs ergeben sich aus den neuen NDPP-
Anforderungen 2025, während sich rund 48 
Prozent aus dem bereits bestehenden Bedarf 
zur weiteren Ausstattung der Bundeswehr er-
geben. Der Rest (14 Prozent) entfiele auf den et-
waigen Ersatz von US-Truppen. Ungefähr 30 
Milliarden Euro dieses Bedarfes sind bereits 
jetzt aus dem Sondervermögen Bundeswehr 
gedeckt.  

Inflationsbereinigt (Annahme: 2 Prozent Infla-
tion p.a.) ergibt sich ein Gesamtinvestitionsbe-
darf für die Bundeswehr von ca. 470 Milliarden 
Euro für die nächsten 15 Jahre, wovon ca. 70 
Milliarden Euro durch das bereits bestehende 
Sondervermögen gedeckt werden. Darüber 
hinaus verursachen die zusätzlich geplanten 
Beschaffungen Betriebs- und Personalkosten, 
die in diesem Zeitraum weitere ca. 230 Milliar-
den Euro ausmachen. 

Auf den Zeitraum bis 2035, den wir hier beson-
ders betrachten, entfallen bei linearem Ausga-
beverhalten Investitionen in Höhe von rund 
330 Milliarden Euro. Abzüglich der Verausga-
bung des aktuellen Sondervermögens bis vo-
raussichtlich 2028 sowie verbliebenen Investiti-
onsanteilen im Einzelplan 14 (Annahme Investi-
tionen in Höhe von 4 Milliarden Euro p.a. wer-
den konstant gehalten) bleibt bis 2035 ein Rest-
bedarf von ca. 216 Milliarden Euro. Hinzu kom-
men durch diese Beschaffungen notwendige 
Personal- und Betriebskosten bis 2035 in Höhe 
von ca. 150 Milliarden Euro. Dieses Problem 
stellt sich bei einem erneuten Aufwuchs der 
Verteidigungsausgaben besonders stark im 
Vergleich zum Sondervermögen Bundeswehr, 
da dieses größtenteils Modernisierung finan-
zierte, ein neues Ausgabenprogramm jedoch 

auch den Aufwuchs der Bundeswehr finanzie-
ren würde. 

Gleichzeitig bleibt es damit notwendig, auch 
wachsende Betriebskosten sowie den ange-
strebten Personalaufwuchs der Bundeswehr 
aus dem Haushalt zu finanzieren. Da dieser nur 
schwer jährlich zu prognostizieren ist, nehmen 
wir an, dass das in den NDPP-Zielen ange-
strebte Ziel von 50 Prozent mehr Personal 
(270.000 statt 181.500 Soldat:innen) realisiert 
wird.  

Das Szenario der alternativen Finanzierung der 
Verteidigungsausgaben bzw. explizit des Einzel-
plans 14 über den Bundeshaushalt erbringt fol-
gende Zahlen: Verteidigungsausgaben in einer 
Höhe von ca. 2,6-2,7 Prozent des BIPs sollten, 
selbst bei nur langsam wachsender Wirtschaft 
(Annahme: 1 Prozent reales Wirtschaftswachs-
tum) die dargelegten Finanzierungsbedarfe der 
Bundeswehr – sowohl was Betrieb und perso-
nellen Aufwuchs, als auch Modernisierung und 
Ausstattung angeht – hinreichend finanzieren. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass der hier an-
genommene personelle Aufwuchs wahrschein-
lich nicht so zügig erfolgen kann, und deshalb 
weitere Mittel für Investitionen zur Verfügung 
stünden, Infrastrukturinvestments in Betriebs-
kosten inkludiert.  

Diese aktualisierte Schätzung unterscheidet 
sich damit von derjenigen im September um ca. 
0,3 bzw. 0,4 Prozent des BIP. 

Zeithorizont des Aufwuchses 

Die NATO plant im NDPP bis 2044. In Anbe-
tracht der Unabwägbarkeiten der sicherheits-
politischen Lage, sowie der stetig wachsenden 
Unschärfe längerfristiger Projektionen sind alle 
Angaben hier bis 2039 gerechnet. Dabei wird 
ein weitgehend lineares Wachstum angenom-
men: Deutschland erfüllt 34 Prozent der NDPP-
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Anforderungen 2025-2029, sowie weitere 33 
Prozent im Zeitraum 2030-2024 und die letzten 
33 Prozent zwischen 2035-2039. Damit ist der 
„Anstellwinkel“ entgegen einer komplett gleich-
mäßigen Projektion bis 2044 künstlich erhöht. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Be-
trachtung noch keine Engpässe im Sinne der 
Personalplanung oder der Lieferfähigkeit der 
Industrie enthält.  

Was kann abfließen? 

• Industrie: Ohne genaues Fitting von 
Bedarf und Produktionskapazität der 
Industrie, auf die Deutschland Zugriff 
hat, ist dies nur schwer zu sagen. Letz-
tere Daten liegen nicht öffentlich vor. 
Grob geschätzt und nur mit Bezug auf 
die deutsche Industrie: Die deutsche 
Verteidigungsindustrie erzielt einen 
Umsatz von 30 Milliarden Euro im Jahr, 
der oben berechnete jährliche Invest-
mentetat der nächsten Jahre läge zwi-
schen ca. 27 und 36 Milliarden Euro p.a. 
Rechnet man die Importe raus, die 
zwangsläufig in einigen traditionellen 
Abhängigkeitsbereichen Deutschlands 
von ausländischen Lieferanten stattfin-
den werden, scheint dies prinzipiell 
nicht unmöglich. Es bleibt die Frage der 
momentanen Auslastung der Industrie, 
ihrer Produktionsausweitung, der Pass-
genauigkeit von Bedarf und Kapazität, 
sowie üblicher anderer Faktoren wie 
Stabilität der Lieferketten, Personal-
frage in der Industrie, etc. 

• BMVg/Bundestag/Bundeswehr: Das 
Beschaffungssystem bewältigt zurzeit 
25 Millionen Vorlagen mit weit höheren 
Summen, und arbeitet aktuell durch 
den Abfluss des Sondervermögens 

Bundeswehr mit Investitionsvolumina 
von ca. 22 Milliarden Euro p.a. (2024). 
Zugleich fließt nicht alles Geld ab, in 
2024 offenbar ca. 4,36 Milliarden Euro, 
nach Angaben des BMVg aufgrund in-
dustrieseitiger Verzögerungen. Den-
noch scheint es wahrscheinlich, dass 
Bundeswehrbeschaffung und Bundes-
tag keinen grundlegenden Engpass bil-
den würden. 

• Personal: Der größte Unsicherheits-
faktor in der Umsetzung der NDPP-
Vorgaben ist das Personal. Ein Auf-
wuchs auf 270.000 aktive Soldat:innen 
wird, in Anbetracht der ernüchternden 
Erfahrungen in Rekrutierung und Hal-
ten von Personal der letzten Jahre, 
ohne Wehrpflicht nur sehr unwahr-
scheinlich umsetzbar sein. Selbst dann 
bleiben Fragen hinsichtlich Infrastruk-
tur (Musterung, Kasernen, Übungs-
plätze) und Ausbildungskapazitäten für 
dieses neue Personal bestehen. 

Sofern bestehende und bereits genutzte und 
geplante Systeme angeschafft werden, was in 
Anbetracht der verkürzten Zeithorizone sinn-
voll erscheint, und sich bei noch nicht vergebe-
nen Aufträgen traditionelle Beschaffungsmus-
ter durchsetzen, würden ca. 75 Prozent des Ge-
samtinvestitionsvolumens in Deutschland ver-
bleiben. 

Eine erhöhte Importquote von 25 Prozent ge-
genüber dem historischen Mittel der letzten an-
derthalb Jahrzehnte (2012-2021: 14 Prozent) 
ergibt sich aus den massiv steigenden Anforde-
rungen an bestimmte Bereiche mit hoher Im-
portquote, allen voran der Luftverteidigung der 
Bundeswehr, die für Wirkung auf große Reich-
weiten an den Import von US-amerikanischen 
Patriot-Systemen gebunden ist. 

https://www.bmvg.de/resource/blob/5820310/c30ac0f6b6437838720d9d7e1298f6a8/19-ruestungsbericht-teil-1-data.pdf
https://www.bmvg.de/resource/blob/5820310/c30ac0f6b6437838720d9d7e1298f6a8/19-ruestungsbericht-teil-1-data.pdf
https://www.welt.de/politik/deutschland/article255182836/Verteidigungsministerium-Pistorius-gab-fuer-die-Bundeswehr-4-3-Milliarden-Euro-weniger-aus-als-geplant.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article255182836/Verteidigungsministerium-Pistorius-gab-fuer-die-Bundeswehr-4-3-Milliarden-Euro-weniger-aus-als-geplant.html
https://www.fr.de/politik/fuenf-prozent-fuer-die-nato-masala-bleibt-skeptisch-und-erklaert-ziel-von-trump-93518190.html
https://www.fr.de/politik/fuenf-prozent-fuer-die-nato-masala-bleibt-skeptisch-und-erklaert-ziel-von-trump-93518190.html
https://www.fr.de/politik/fuenf-prozent-fuer-die-nato-masala-bleibt-skeptisch-und-erklaert-ziel-von-trump-93518190.html
https://www.fr.de/politik/fuenf-prozent-fuer-die-nato-masala-bleibt-skeptisch-und-erklaert-ziel-von-trump-93518190.html
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3. Verständnis von einer gemeinsame Zielgröße 

Die sicherheits- und verteidigungspolitische 
Debatte vor den Bundestagswahlen wurde 
durch mehrere abweichende Angaben zu erfor-
derlichen Verteidigungsausgaben bestimmt. 
Während die neuartige Forderung von US-Prä-
sident Trump nach Verteidigungsausgaben in 
Höhe von 5 Prozent des BIP als rhetorische Ver-
handlungsposition und als unrealistisch, be-
trachtet werden muss, platzierte sich eine wei-
tere Forderung nach 3,5 Prozent im Diskurs. 
Wirtschaftsminister und Grünen-Spitzenkandi-
dat Robert Habeck stellte diese Zahl als neue 
Anforderung an den deutschen Verteidigungs-
haushalt in den Raum, da sie „derzeit in der 
Nato als mittelfristiges Ziel diskutiert“ werde. 
Unterstützung erfuhr diese Angabe dabei von 
zahlreichen Ökonomen, ohne dabei jedoch auf 
konkrete Berechnungen hinzuweisen. Zuletzt 
vermeldeten mehrere Medien nach Informa-
tion der Deutschen Presse-Agentur, dass die in-
terne Planung der NATO auf Berechnungen be-
ruhe, welche eine Allokation von mindestens 
3,6 Prozent des BIP für Verteidigung erfordere. 
Auch hier fehlen jedoch weitere Erläuterungen, 
wie genau diese Zahlen zustande kommen. 
Verteidigungsminister Boris Pistorius deutete 
derweil darauf hin, dass 2 Prozent nicht ausrei-
chen und man sich mehr an dem Ziel orientie-
ren müsse, die militärischen Fähigkeiten der 
NATO zur Verfügung zu stellen – selbst, wenn 
dies Verteidigungsausgaben in Höhe von 3 Pro-
zent des BIP erfordere. 

In einem Interview im November 2024 erläu-
terte General Christian Badia, als stellv. Ober-
befehlshaber des Allied Command Transforma-
tion (ACT) ranghöchster deutscher Soldat der 
NATO, dass Verteidigungsausgaben von 2 Pro-
zent des BIP als notwendiges Minimum gelten, 
um auch die neuen Anforderungen zu errei-
chen. Jedoch müsste sich der Verteidigungs-
haushalt in „Richtung drei Prozent“ bewegen, 

wenn Staaten dieses Minimum in den letzten 
Jahren nicht erreicht und damit vorerst militäri-
sche Fähigkeitslücken zu schließen haben. Bei 
Betrachtung der Entwicklung der Verteidi-
gungsausgaben von NATO-Mitgliedsstaaten 
seit 2014 träfe dies auf die große Mehrheit der 
Staaten – inkl. Deutschland - zu. 

In einem ähnlichen Rahmen bewegt sich die 
ausführliche Analyse von Prof. Jürgen Schnell, 
Militärökonom an der Universität der Bundes-
wehr in München: Während für Deutschland 
und die Bundeswehr die neuen NATO-Verteidi-
gungspläne mindestens 2,6 Prozent des BIP vo-
raussetzten, bewege sich der notwendige Ver-
teidigungshaushalt bei einem Personalauf-
wuchs auf 203.000 Soldaten bei 3 Prozent. Ein 
weiterer Aufwuchs auf 270.000 Soldaten benö-
tige sogar konstante Ausgaben in Höhe von 3,5 
Prozent, während die Herstellung einer „ge-
samtgesellschaftliche[n] Kriegstüchtigkeit“ so-
gar 5 Prozent des BIP voraussetze. 

Die Unterschiede dieser im Vergleich mit den 
anderen erwähnten Zahlen sehr konkreten Stu-
die ergeben sich aus einem höheren Investiti-
onsvolumen p.a., das Professor Schnell an-
nimmt. Leider liefert er keine detaillierten An-
gaben welches Material o.ä. dabei gemeint ist.  

Methodik 

Methodisch operiert die vorliegende Studie mit 
Daten und Zielbildern, welche die bisherigen 
NATO-Anforderungen an die deutsche Bundes-
wehr betreffen, als auch mit begründeten An-
nahmen, um die gestiegenen Anforderungen 
der NDPP-2025-Planungen abzubilden. Basie-
rend auf einer vorherigen Studie aus dem Spät-
sommer 2024, welche die militärischen Fähig-
keitsprofile der NATO auf die deutsche Bundes-
wehr bis ins Jahr 2035 projizierte, ergeben sich 
nicht nur bereits ein konkreter Finanzierungs-
bedarf, sondern auch detaillierte Zielbilder der 

https://www.spiegel.de/ausland/donald-trump-bekraeftigt-forderung-an-nato-laender-nach-hoeheren-verteidigungsausgaben-a-13ffc35c-7e86-4086-b4fc-42584bef910f
https://www.spiegel.de/ausland/donald-trump-bekraeftigt-forderung-an-nato-laender-nach-hoeheren-verteidigungsausgaben-a-13ffc35c-7e86-4086-b4fc-42584bef910f
https://www.spiegel.de/wirtschaft/verteidigungsausgaben-die-zeche-sollten-auch-die-alten-zahlen-a-fbb92f18-3819-4379-966c-faf96b9da1c2,%20https:/www.handelsblatt.com/politik/international/ruestung-trumps-fuenf-prozent-forderung-stoesst-in-deutschland-auf-widerstand/100099318.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article255396838/Nach-Nato-Kalkulationen-Deutschlands-Verteidigungsausgaben-steigen-drastisch.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article255396838/Nach-Nato-Kalkulationen-Deutschlands-Verteidigungsausgaben-steigen-drastisch.html
https://www.zeit.de/news/2025-01/17/pistorius-zwei-prozent-fuer-militaerausgaben-reichen-nicht
https://www.zeit.de/news/2025-01/17/pistorius-zwei-prozent-fuer-militaerausgaben-reichen-nicht
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/nato-verteidigung-ausgaben-bundeswehr-100.html
https://www.unibw.de/militaeroekonomie/2024-disk-finanzbedarf-bw-bis-2032-und-sondervermoegen_aktualisiert.pdf/download
https://www.unibw.de/militaeroekonomie/2024-disk-finanzbedarf-bw-bis-2032-und-sondervermoegen_aktualisiert.pdf/download
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einzelnen Teilstreitkräfte, samt Material, Perso-
nal und Betrieb.  

Diese Studie verwendet nun diese Grundlage 
und addiert die neuen militärischen Anforde-
rungen der NATO, wie oben beschrieben, zu 
den bereits bekannten Fähigkeitsprofilen. Da in 
der öffentlichen Berichterstattung jedoch keine 
konkreten Zahlen für einzelnen Länder zugäng-
lich sind, operiert die Studie in bestimmten Fä-
higkeiten mit der zentralen Annahme, dass die 
Bundeswehr weiterhin 9,28 Prozent der militä-
rischen Fähigkeiten innerhalb der NATO bereit-
stellt.  

Allgemeine und offen kommunizierte Angaben 
zum benötigten Gesamtaufwuchs der NATO 
von Kampfbrigaden, Kampf- und Schützenpan-
zern, Hubschraubern sowie Artillerie- und Luft-
verteidigungssystemen lassen sich somit prä-
zise auf Deutschland herunterbrechen. Dabei 
wurde angenommen, dass die Bundeswehr 
den Mehrbedarf mit ihrer bestehenden qualita-
tiven Zusammensetzung des Fähigkeitsprofils 
aus militärischen Geräten abbildet und somit 
das relative Verhältnis von Systemen zueinan-
der konstant bleibt. Da die Bundeswehr zudem 
die notwendigen Fähigkeiten für ein zusätzli-
ches Divisions-Hauptquartier sowie zur Unter-
stützung eines Korps stellen muss, wurden zu-
sätzliche Divisions- und Korps-Kapazitäten ad-
diert, welche im Zielbild des Heeres für die Er-
reichung der bisherigen NATO-Ziele vorgese-
hen waren. Dies umfasst vor allem Artillerie-, 
Aufklärungs-, Fernmelde- und Pionier-Fähigkei-
ten. 

Des Weiteren wurde auf Basis qualitativer Ge-
spräche die Annahme vorgenommen, dass alle 
weiteren militärischen Fähigkeiten der Bundes-
wehr um circa 30 Prozent steigen müssen. Dies 
betrifft vor allem Logistik, Sanität, C4ISR und 
Munition, wo die bekannten Bedarfe entspre-
chend erhöht wurden. Einen Aufwuchs um 30 
Prozent haben zudem die Fähigkeiten der Ma-
rine und Luftwaffe im Vergleich zu ihren bishe-
rigen 2035-Zielbildern erhalten, wobei erneut 

die relative Zusammensetzung der Fähigkeits-
profile beibehalten wurde. Ausgeschlossen da-
von wurden Systeme, die zeitnah das Ende ih-
rer Nutzungsdauer erreichen und dementspre-
chend durch neue Plattformen ersetzt werden.  

Im Rahmen eines möglichen Rückzugs von mi-
litärischen Fähigkeiten der USA aus der NATO 
wurde angenommen, dass Deutschland ca. 18 
Prozent der zu ersetzenden Kapazitäten (6 Divi-
sionen der US Army), anteilig am BIP der NATO-
Europäer, stellen müsse. Dies erfordert somit 
die Aufstellung einer weiteren Panzerdivision 
der Bundeswehr, deren Materialzusammenset-
zung entlang bestehender Formationen erstellt 
und berechnet wurde. Des Weiteren müsste 
die Bundeswehr 18 Prozent der aktuell in Eu-
ropa stationierten „enabler“ der US-Streitkräfte 
(Intelligence, Surveillance, Reconnaissance, 
Luftbetankung, etc.)  ersetzen. Dabei wurden 
militärische Systeme gewählt, welche einen 
möglichst hohen Deckungsgrad zu den US-
Äquivalenten darstellen – was aufgrund der eu-
ropäischen rüstungsindustriellen Kapazitäten 
jedoch nicht in allen Bereichen vollständig mög-
lich ist und nur eine Annäherung an die Fähig-
keitsprofile der USA darstellen kann. 

Alle Daten zu den benötigten Finanzvolumina 
bei der Beschaffung der militärischen Systeme 
beruhen auf den bisher bekannten Beschaf-
fungsvorhaben der vergangenen Jahre, deren 
Kostenstruktur extrapoliert wurde. Falls diese 
nicht zugänglich waren oder es sich um neue 
Systeme ohne bisherige deutsche Beschaffung 
handelt, die bisherige Plattformen ersetzen, 
wurden Beschaffungspreise europäischer 
NATO-Verbündeter angenommen. Alle Preise 
wurden zudem an die zu erwartende Inflation 
innerhalb eines realistischen Beschaffungs-
Zeitrahmen angepasst. 

Hinsichtlich der Entwicklung des BIP wurden 
die Einschätzungen der Bundesregierung zum 
Gesamtwirtschaftlichen Produktionspotenzial 
und zur Konjunkturkomponente vom April 
2024 genutzt, und nach deren Ende mit 1 
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Prozent realem Wirtschaftswachstum p.a. wei-
terprojiziert. Die Inflation wurde mit 2 Prozent 
p.a. angenommen. 

10 Prozent der Verteidigungsausgaben wurden 
als „sonstige Verteidigungsausgaben“ 

gerechnet, was dem langjährigen historischen 
Mittel entspricht, auch wenn dieser Wert ge-
rade – besonders durch die Hinzurechnung der 
Ukraineunterstützung – bei ca. 20 Prozent liegt. 
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       @DezernatZ 
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